Zur Vorlage beim Kreistag des Landkreises
Betreff: Unterbringung von Geflüchteten (Personen mit Aufenthaltserlaubnis, Aufenthaltsgestattung und Duldung)  in der Situation  der Corona-Pandemie 
Der Landkreistag möge beschließen:
1.Der Landrat wird beauftragt, einen Maßnahme- und Zeitplan zu erarbeiten,
um alle Geflüchteten in eigenen Wohnungen oder in Gemeinschaftsunterkünften (GU) unterzubringen, in denen die Unterbringung in wohnungsähnlicher Form möglich ist. Wohnungsähnlich ist die Unterbringung in einer GU dann, wenn sie eigene Wohnbereiche vorsieht, in denen Wohnräume, Bäder und Küchen nicht mit haushaltsfremden Personen geteilt werden müssen.
In die Erarbeitung des Planes sollen unter Federführung des zuständigen Fachbereiches der Landkreisverwaltung auch die/der Beauftragte für Migration und Integration, Vertreter der Träger der Gemeinschaftsunterkünfte und der Fachberatungsdienst der Migrationssozialarbeit einbezogen werden.
2. Alle Leistungsbeschreibungen in Ausschreibungen, Interessenbekundungs-verfahren und Vertragsverlängerungen müssen künftig die Empfehlungen des Robert-Koch-Institutes für Gesundheitsämter zu Prävention und Management von COVID-19-Erkrankungen in Aufnahmeeinrichtungen und Gemeinschaftsunterkünften für Schutzsuchende vom 8. 7. 2020 und die SARS-Cov-2- Umgangsverrordnung des Landes Brandenburg umsetzen. 
Personen mit einem erhöhten Risiko für einen schweren Krankheitsverlauf müssen vorrangig in Wohnungen oder wohnungsähnlich untergebracht werden. Mehfachbelegungen von Schlafräumen sollen zukünftig nur für Partner bzw. enge Familienangehörige zulässig sein. 
Bei der Leistungsvergabe sind Angebote auszuschließen, die keine Unterbringung in Wohnungen oder wohnungsähnlicher Form ermöglichen.
Der Ausschuss Gesundheit, Soziales, wohnen und Inklusion und der Hauptausschuss soll im Januar 2021 über den Sachstand informiert werden.
Begründung:
Im Spätsommer 2020 erhöhen sich die Zahlen von Corona-Infektionen bundesweit deutlich. Es steht zu befürchten, dass sie im Winter 2020/21 weiter steigen werden, eine zunehmende Anzahl von Menschen schwer erkranken wird und  das Gesundheitssystem dadurch erheblich in Anspruch genommen werden wird.
Der SARSCoV-2-Virus breitet sich unter Wohnbedingungen, wie sie in einer Gemeinschaftsunterkunft für Geflüchtete vorherrschen verstärkt aus. Dieses gefährdet die Gesundheit der unmittelbar betroffenen Menschen überproportional, gefährdet aber auch die übrige Wohnbevölkerung zusätzlich.
Landesweit ist es bereits zu einem Infektionsgeschehen in einer größeren Zahl von Gemeinschaftsunterkünften gekommen (hier kann auch das Infektionsgeschehen im Landkreis eingefügt werden). 
Lange Quarantänezeiten stellen z. B. für schulpflichtige Kinder und berufstätige Bewohner*innen erhebliche Einschränkungen dar. Hygieneregeln, Abstandsgebote und eine regelmäßige Luftzirkulation in den Räumen können in einer GU nur schwer umgesetzt werden. 
Vor diesem Hintergrund soll der Kreistag beschließen, bei der Unterbringung von Geflüchteten sobald als möglich auf die Unterbringung von Geflüchteten in Gemeinschaftsunterkünften mit Mehrfachbelegungen von Schlafräumen durch familienfremde Personen zu verzichten.
Aus diesen Gründen sollten Gemeinschaftsunterkünfte, in denen eine wohnungsähnliche Unterbringung nicht möglich ist, aufgelöst oder umgebaut werden. Dazu soll ein Maßnahmen- und Zeitplan erarbeitet und mit den Betreibern der GU‘s abgestimmt werden. 
